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von Peter Feininger

Quelle: Crash, Guerilla art / Wikipedia



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

2 IMI-Studie 5/2019 

Einleitung

Der Plan der EU-Kommission ist es, einen Europäischen Ver-
teidigungsfonds (EVF) zu schaffen, um zusammen mit anderen 
Maßnahmen „die Effizienz und die Synergie bei Verteidigungs-
ausgaben der Mitgliedstaaten zu steigern und so eine inno-
vative Rüstungsindustrie zu fördern“1. Dabei geht es um eine 
sogenannte „Öffnung der nationalen Rüstungsmärkte“ und eine 
industrie- und forschungspolitische Förderung von Kooperati-
onsprojekten auf EU-Ebene, die sich auf militärische Forschung, 
Entwicklung und Beschaffung erstrecken. Der Europäische Ver-
teidigungsfonds ist illegal, weil der EU-Vertrag eine Verwendung 
von EU-Haushaltsmitteln für militärische Zwecke ausschließt. 
Die europäische Linke hat ein Rechtsgutachten gegen den EVF 
vorgelegt. Vor Gericht droht dem Fonds unter Umständen das 
Aus, eine Klage steht bisher noch aus. Die Einrichtung eines EVF 
wäre auch eine glatte Entmachtung des Europäischen Parlaments, 
weil es auf die konkrete Verwendung der Mittel aus dem mittel-
fristigen Finanzrahmen keinen Einfluss mehr hätte. Zu den zen-
tralen Projekten des EVF zählen zum Beispiel Soldatensysteme, 
das wären moderne, nach allen Regeln der Kunst ausgerüstete 
und gesteuerte Soldaten für Einsätze fern von Europa oder auch 
in urbanem Gebiet, das durchaus auch in Europa liegen kann. Bis 
jetzt gilt der Europäische Verteidigungsfonds nur als vorläufige 
Vereinbarung, gegen die sich schon einiger Widerstand aufbaut, 
der aber noch massiver werden kann und werden muss.

Die EU-Linke gegen Militarisierung und 
Verteidigungsfonds

Der Kampf der Europäischen Linken gegen die Militarisierung 
der EU ist äußerst wichtig. Gefährliche Etappen dieser Milita-
risierung sind Initiativen, die konzentriert seit 2017 laufen, wie 
Pesco, Card, EVF und EI2. Pesco besteht in der „ständigen 
strukturierten Zusammenarbeit“ fast aller EU-Mitgliedstaaten im 
Bereich der „Sicherheit und Verteidigung“, zielt also auf die mili-
tärischen Fähigkeiten. Card bedeutet eine koordinierte jährliche 
Verteidigungsanalyse, zielt also auf die Verteidigungsplanung. 
EVF soll einen europäischen Verteidigungsfonds darstellen, zielt 
also auf die Entwicklung und Beschaffung von Rüstungsgütern 
innerhalb der EU. EI2, die europäische Interventionsinitiative, 
soll Militäraktionen außerhalb der EU-Strukturen organisie-
ren. Der französische Präsident Emmanuel Macron strebt hier 
schnelle und gemeinsame Militärinterventionen ausgewählter 
europäischer Länder an. Zu den aktuell zehn Ländern, die sich 
der Initiative angeschlossen haben, zählt im Unterschied zu 
Pesco auch Großbritannien.

Das Notifizierungspapier für Pesco wurde im November 2017 
von den Außen- und Verteidigungsministern fast aller EU-Staa-
ten unterzeichnet und im Dezember 2017 vom Rat beschlossen 
– insgesamt 25 EU-Länder schlossen sich an. „Pesco (englisch 
Permanent Structured Cooperation, kurz PESCO, deutsch Stän-
dige Strukturierte Zusammenarbeit, kurz SSZ) bezeichnet die 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
die sich in der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik (GSVP) besonders engagieren wollen. Dies kann die Inte-
roperabilität zwischen EU-Mitgliedsstaaten im Wehrbereich, 
zum Beispiel eine Synchronisierung der nationalen Streitkräf-
testrukturen oder die Durchführung gemeinsamer Rüstungspro-
jekte bedeuten. Der Abbau von bürokratischen Barrieren soll zu 
einer Art ‚militärischem Schengen‘ führen und könnte langfristig 
die Gründung einer Europäischen Armee vorbereiten. Dieses 
Fernziel wird häufig auch ‚Europäische Verteidigungsunion‘ 
genannt.“2

Der Europäische Verteidigungsfonds (EVF), der Ende 2016 von 
der Europäischen Kommission angestoßen wurde, soll aus dem 
EU-Haushalt befüllt werden. Die Verwendung von EU-Haus-
haltsmitteln für militärische Zwecke ist aber laut EU-Vertrag 
ausgeschlossen. So heißt es in Art. 41 EU-Vertrag, bezugneh-
mend auf die Durchführung der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP)3:

„(1) Die Verwaltungsausgaben, die den Organen aus der Durch-
führung dieses Kapitels entstehen, gehen zulasten des Haus-
halts der Union.

(2) Die operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durch-
führung dieses Kapitels gehen ebenfalls zulasten des Haushalts 
der Union, mit Ausnahme der Ausgaben aufgrund von Maß-
nahmen mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezü-
gen und von Fällen, in denen der Rat einstimmig etwas anderes 
beschließt.

In Fällen, in denen die Ausgaben nicht zulasten des Haushalts 
der Union gehen, gehen sie nach dem Bruttosozialprodukt-
Schlüssel zulasten der Mitgliedstaaten, sofern der Rat nicht 
einstimmig etwas anderes beschließt. Die Mitgliedstaaten, 
deren Vertreter im Rat eine förmliche Erklärung nach Artikel 
31 Absatz 1 Unterabsatz 2 abgegeben haben, sind nicht ver-
pflichtet, zur Finanzierung von Ausgaben für Maßnahmen mit 
militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen beizutra-
gen.“

Prof. Dr. Andreas Fischer-Lescano stellt demnach in einem 
Rechtsgutachten im Auftrag der Fraktion der GUE/NGL im EP 
fest, dass ein Europäischer Verteidigungsfonds illegal wäre4:

„Eine Finanzierung der verteidigungsbezogenen Fördermaß-
nahmen aus dem allgemeinen Haushalt der EU scheidet aus. Die 
operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung 
der GASP, die wie im Fall des EVF aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen entste-
hen, gehen nach Art. 41 Abs. 2 UA 1 EUV grundsätzlich nach 
dem Bruttosozialprodukt-Schlüssel zulasten der Mitgliedstaa-
ten.“

EU-Rechtsexperten: „Vor Gericht droht dem 
Fonds das Ende“

Somit erscheint uns die Rechtslage ziemlich klar. Martin Schir-
dewan, gab als Leiter der Delegation der Partei DIE LINKE. im 
Europäischen Parlament an: „Dieses Gutachten bestätigt unsere 
schlimmsten Vermutungen bezüglich des Europäischen Verteidi-
gungsfonds. Damit ist offensichtlich, dass die Kommission durch 
die geplante Umverteilung von öffentlichen Geldern aus den 
Struktur- und Regionalfonds in militärische Projekte nicht nur 
politisch grundfalsch handelt, sondern geltendes europäisches 
Recht bricht. Wir werden gemeinsam mit der Bundestagsfraktion 
DIE LINKE alle politischen und rechtlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen, um diese Politik zu stoppen.“5

Andreas Fischer-Lescano bestätigt in seinem Gutachten: 
„Gegen die kompetenzwidrige Errichtung des EVF steht der 
Rechtsweg zum EuGH und auch zum BVerfG offen.“

Dem Spiegel sagte Fischer-Lescano6:
„(…) der Lissabonner EU-Vertrag verbiete die Finanzierung 

militärischer oder verteidigungspolitischer Projekte aus dem 
Gemeinschaftshaushalt. Die Kommission versuche zwar, das 
Problem zu umgehen, indem sie Industrie- und Forschungsför-
derung als Hauptziele des Fonds ausgebe, so Fischer-Lescano. 
Doch dessen Hauptziel sei eindeutig, ‚die Verteidigungsfähigkeit 
zu verbessern‘.
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Zwar heißt es in der Verordnung für den Fonds, dass man 
‚Schlüsseltechnologien in kritischen Bereichen‘ entwickeln 
müsse, um sich ‚die Technologieführerschaft zu sichern‘.  (… )

Die Kommission versuche, die Hauptzwecke des Verteidi-
gungsfonds umzudeklarieren, ‚verwischt dabei die Spuren aber 
nicht sorgfältig genug‘. Man habe es mit dem Versuch eines 
‚offenen Rechtsbruchs‘ zu tun. Auch der Göttinger EU-Rechtler 
Alexander Thiele sieht in dem Kommissionsvorschlag einen 
‚qualifizierten Verstoß‘ gegen europäisches Recht.

Vor Gericht droht dem Fonds das Ende
Einig sind sich die beiden Juristen auch darin, dass das Ver-

teidigungsfonds-Konstrukt spätestens vor dem Europäischen 
Gerichtshof oder dem Bundesverfassungsgericht zusammen-
brechen könnte. Und das nicht nur, weil Militärprojekte nicht 
aus dem EU-Haushalt finanziert werden dürfen. Die Kommis-
sion greife mit ihrer Verordnung auch auf unzulässige Art in die 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten ein, darunter die Mitsprache-
rechte des Bundestags.“

Gestützt auf das Gutachten begründeten die Abgeordneten der 
linken Fraktion im EU-Parlament im November 2018 in einer 
Minderheitenansicht ihre Ablehnung7:

„Wir lehnen den Bericht ab, weil
die EU damit zu einem globalen Akteur im militärischen 

Bereich aufgerüstet wird,
er dazu dient, den Verteidigungssektor und den militärisch-

industriellen Komplex zu subventionieren, und wahrscheinlich 
verstärkte Rüstungsexporte die Folge sein werden,

damit die zivile Politik militarisiert wird und Industrie und 
Wettbewerbsfähigkeit als Vorwand dafür genutzt werden, die 
Verteidigungsfähigkeiten der EU im Rahmen der GSVP/GASP 
weiter zu entwickeln,

darin ein Ausbau der zivil-militärischen Zusammenarbeit 
unterstützt wird.“

Die Grünen sind hier wahrlich keine Partner. So äußerte sich 
zum Beispiel Reinhard Bütikofer von den Grünen im Europa-
parlament zum EU-Verteidigungsfonds: „Die versprochene 
Richtung würde eigentlich stimmen. Aber man kommt in diese 
Richtung nicht wirklich voran“8. Man darf sich nicht täuschen 
lassen. Die Grünen unterstützen die Ziele des Europäischen Ver-
teidigungsfonds uneingeschränkt. Ihre Kritik gilt lediglich einer 
angeblich ineffektiven Umsetzung.

Auch die SPD-Prominenz ist von Anfang an dabei – im Gegen-
satz zu den Europa-Abgeordneten der SPD. Am 29. September 
2018 hielt Olaf Scholz eine große Rede vor dem französischen 
Unternehmerverband MEDEF. Darin propagierte er eine Eman-
zipation von den USA und eine Konkurrenz zu China mithilfe 
einer gemeinsamen europäischen Beschaffung von Waffen, 
der Zusammenlegung nationaler Rüstungsfirmen zu europä-
ischen Konzernen sowie einer gemeinsamen Forschungspolitik 
im Bereich künstlicher Intelligenz. Die Welt erläutert, dass die 
USA mit 550 Milliarden Euro Militärausgaben doppelt so hoch 
liege wie alle 28 EU-Staaten.9 Die USA gebe auch relativ weni-
ger Geld für Personal aus und mehr für Waffen. Die EU-Staaten 
unterhielten 178 Waffensysteme, die USA nur 30. Es gebe in 
Europa 17 unterschiedliche Panzertypen, in den USA nur einen. 
Die USA würden ihr Geld also auch effektiver ausgeben10. Die 
Welt schreibt:

„Unabhängigkeit kostet Geld. Derzeit ist es günstiger, Waf-
fensysteme in den USA zu kaufen. Die werden dort vom US-
Militär in so großen Stückzahlen abgenommen, dass der Preis 
dafür sinkt. Vom Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeug F-35 
des US-Konzerns Lockheed Martin etwa kauft die Airforce 2400 
Maschinen ein. Von den europäischen Kampfflugzeugen Tor-

nado wurden 917 Maschinen geordert, vom Eurofighter 600 – 
und da waren noch mehr Länder beteiligt.

Davon abgesehen: Laut Planung wäre der Nachfolger des Euro-
fighters ohnehin erst im Jahr 2035 fertig. ‚Europa muss seine 
Souveränität klarer definieren und eindeutig dazu stehen, dass 
wir in der Verteidigung und Raumfahrt eine Unabhängigkeit 
bewahren müssen‘, sagt der Airbus-Rüstungschef Dirk Hoke. 
Was Geld kostet.“

Matthias Wachter vom Bundesverband der Deutschen Indu-
strie (BDI) unterstützte den Vorschlag von Olaf Scholz, er berge 
Synergiepotenzial und Europa müsse Verteidigung und Rüstung 
stärker als bislang in die eigenen Hände nehmen. Das Problem 
geht aber nach Ansicht der Unternehmerverbände weit über 
die Bereitschaft der EU(-Staaten) zu höheren Militärausgaben 
hinaus: „Wenn jetzt gefordert wird, dass die Europäer mehr 
Verantwortung für ihre Verteidigung übernehmen, gemeinsame 
Projekte anschieben und sogar Teile ihrer Rüstungsindustrie 
fusionieren sollen, muss man auch bereit sein, über eine Harmo-
nisierung der nationalen Rüstungsexportrichtlinien zu diskutie-
ren. Deutschland wird sich dabei auf seine Partner zubewegen 
müssen“, wird Wachter zitiert11.

So dürfte die Außerkraftsetzung beziehungsweise Umgehung 
der deutschen Rüstungsexportbeschränkungen damit ganz oben 
auf der politischen Agenda stehen. Allerdings hat das Rechtsgut-
achten, das die Linksfraktion im EU-Parlament in Auftrag gege-
ben hat, doch ziemlich Gegenwind erzeugt. So titelte Euractiv 
im Dezember 2018 „Gutachten: gemeinsamer Verteidigungs-
fonds könnte gegen EU-Recht verstoßen“12. Und Euractiv ist mit 
zweieinhalb Millionen Seitenaufrufen und einer Million Einzel-
besuchern pro Monat führend unter den Online-Medien, die auf 
EU-Politik spezialisiert sind. Im Europäischen Parlament wurde 
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Bereits im Februar 2018 meldete das 
Web-Portal von „Produktion“, der – nach 
eigener Aussage – führenden Zeitung für 
die deutsche Industrie: „Ausschreibung. 
Europäischer Verteidigungsfonds: Rhein-
metall ist erfolgreich“1:

„Rheinmetall wurde im Planvorhaben 
Generic Open Soldier Systems Reference 
Architecture (Gossra) zur Führung eines 
Konsortiums mit Partnern aus neun EU-
Mitgliedsstaaten durch die Europäische 
Kommission ausgewählt. Die Ausschrei-
bung wird aus dem EU-Verteidigungs-
fonds der Europäischen Union finanziert.

‚Wir freuen uns, dass wir mit unserem 
Angebot schon in dieser frühen Phase 
der Bildung einer Europäischen Vertei-
digungsunion erfolgreich sind. Dieser 
Erfolg bestärkt uns auf dem nun ein-
geschlagenen Weg zum strategischen 
Ausbau unserer Aktivitäten für die EU-
Themen in Brüssel bei der Begleitung der 
weiteren Programme der Europäischen 
Union zur Stärkung der strategischen 
Autonomie Europas in der Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik‘ kommentiert 
Dr. Thomas Weise, Leiter der erst kürz-
lich in Brüssel neu eröffneten Repräsen-
tanz der Rheinmetall Gruppe für EU und 
Nato Angelegenheiten.

Im Vorhaben Gossra werden Untersu-
chungen zur Entwicklung einer offenen 
Referenzarchitektur als Grundlage zur 
EU-weiten Standardisierung zukünf-
tiger Soldatensysteme durchgeführt. 
Dies umfasst Elektroniken, Sprach- und 
Datenkommunikation, Softwarelösun-
gen, Mensch-Maschine-Schnittstellen, 
Sensoren und Effektoren. Rheinmetall 
verfügt als Lieferant der Soldatensysteme 

Infanterist der Zukunft – Erweitertes 
System (IdZ-ES der deutschen Bundes-
wehr), Argus (Kanada) und des kürzlich 
vorgestellten Gladius 2.0 über eine füh-
rende Expertise in diesem Segment.

Ein wichtiger Schritt zur Verbesserung 
der Interoperabilität bei der Durchfüh-
rung von gemeinsamen Operationen 
mit Teilnehmern aus mehreren EU-Mit-
gliedsstaaten. Hierfür hat Rheinmetall 
alle wichtigen europäischen Soldatensy-
stemfirmen (Indra sowie GMV Aerospace 
and Defence aus Spanien, Leonardo SpA 
sowie Larimart aus Italien, die Nether-
lands Organisation for Applied Scientific 
Research TNO, die polnische iTTi Sp. 
Z.o.o. sowie die portugiesische Tekever 
ASDS Lda. und SAAB AB aus Schwe-
den) unter seiner Leitung in einem Kon-
sortium vereint und erfolgreich durch die 
Angebotsphase geführt.“

„Soldatensysteme“ ist einer von 18 mili-
tärischen Bereichen, in denen Rheinme-
tall tätig ist. Bei Generic Open Soldier 
Systems Reference Architecture (Gossra) 
handelt es sich um Vorstudien zur Ver-
teidigungsforschung der Europäischen 
Union, die von der EU finanziert werden. 
Dabei soll ein allgemeiner, exempla-
rischer und standardisierter (generic) 
Ansatz für die Realisierung einer offenen 
Architektur für zukünftige Soldatensy-
steme realisiert werden. Zu einem „Sol-
datensystem“ zählt offensichtlich alles, 
was den Soldaten im Einsatz effektiver 
macht, sobald er einmal „abgesessen“ ist. 
Gemeint ist, vom Pferd abgesessen, also 
nachdem er sein Fahrzeug oder Trans-
portmittel verlassen hat.

Um Länder zu besetzen, Territorien 
zu erobern, vor allem auch, um urbanes 
Gebiet in Schach zu halten und städtische 
Aufstände niederzuschlagen, braucht es 
vor allem den kampfstarken Soldaten. Mit 
Luftwaffe, Marine oder Panzern allein 
erreicht man dies nicht. Hierzu braucht 
man zum Beispiel den deutschen IdZ-ES, 
den „Infanterist der Zukunft – Erweiter-
tes System“. Um hier die nötige Schlag-
kraft auch bei gemeinsamen Operationen 
der europäischen Staaten zu erreichen, ist 
Interoperabilität und Austauschbarkeit 
nationaler Soldatenprogramme sowohl 
auf der Systemebene als auch der Kom-
ponentenebene nötig. Es geht angeblich 
vor allem darum, bei aller Optimierung 
der Ausrüstung und Vernetzung die Bela-
stung des einzelnen Soldaten zu verrin-
gern.

Hierfür startete die European Defence 
Agency (EDA) bereits im September 2015 

ein Projekt unter dem Titel „Standard 
Architecture for Soldier Systems-Power 
(STASS)“2. Ein besonderer Schwerpunkt 
war hierbei „Power“, also das Manage-
ment der nötigen Energie(versorgung) für 
die Kampfeinsätze betreffend: Energie-
quellen, Verteilung, Schnittstellen, Laden 
etc. Die EDA trieb die Arbeit an einer 
offenen Architektur für Soldatensysteme 
voran. Im September 2017 organisierte 
sie einen sogenannten Branchenwork-
shop zu STASS II mit dem Schwerpunkt 
Datenmanagement und Infrastruktur3. 
Zwanzig Teilnehmer aus sieben Ländern 
und 14 Organisationen (Industrie und 
Forschung) besuchten den Workshop.

Hier ging es zum Beispiel um die Stan-
dardisierung von Datenschnittstellen 
zwischen Waffengeräten und Soldaten-
systemen. Zu den wichtigsten Themen 
zählte:

„Kognitive Belastung der Solda-
ten  durch große Mengen verfügbarer 
Informationen.  Die Teilnehmer empfah-
len dem Studienteam, sich nicht nur auf 
technische Aspekte der Soldatenarchitek-
tur zu konzentrieren, sondern auch auf die 
möglichen Auswirkungen derart großer 
Datenmengen auf Soldaten.  Dieser 
Aspekt ist kritisch für die Darstellung 
von taktischen Informationen.  Wenn ein 
Soldat mit Informationen überhäuft ist, 
kann seine Aufmerksamkeit leicht von 
der Situation auf dem Schlachtfeld abge-
lenkt werden und ihn in Gefahr bringen.  
Die Speicherung von gesammelten Infor-
mationen. Heutzutage erzeugen die Sen-
soren, die Informationen, Überwachung, 
Zielerfassung und Aufklärung (ISTAR) 
liefern, große Datenmengen.  Ein Soldat 
wird als wichtiges Gut angesehen, um 
ISTAR-Fähigkeiten zu sammeln und 
damit zu unterstützen.  Dies macht es 
jedoch erforderlich, ihn / sie mit zusätz-
licher Ausrüstung auszustatten.  Unter 
Berücksichtigung des gegenwärtigen 
Trends zur Verringerung der kognitiven, 
thermischen oder Gewichtsbelastung für 
Soldatensysteme erfordert dieser Aspekt 
eine weitere Bewertung.“

Die Soldier Systems zählen bei der 
European Defence Agency zu CapTech 
Ground Systems (Land).  Capability 
Technology Areas (CapTechs) Ground 
Systems, also Bereiche technologischer 
Fähigkeiten bei Bodensystemen, sind 
neben den Soldatensystemen (Soldier 
Systems) Bodenplattformen inklusive 
unbemannte Bodenfahrzeuge (Ground 
platforms incl. Unmanned Ground 
Vehicles), Waffen und weniger tödliche 

Rheinmetall bekommt EU-Soldatensystem finanziert
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Waffen (Guns and Less Lethal Weapons) 
und Militärlager (Military Camps).4

Im Mittelpunkt steht aber der Soldat, 
bzw. das „Soldatensystem“, der „Infan-
terist der Zukunft“. Im Auftrag der EDA 
entwickelt der Rüstungskonzern Rhein-
metall die „Ausrüstung für leichte Infan-
teriekräfte: Beweglicher, effektiver und 
besser geschützt“5:

„Der Infanterist übernimmt auch in 
den auf die neuen Einsatzszenarien aus-
gerichteten Landstreitkräften eine zen-
trale Funktion. Sein Aufgabenspektrum 
ist äußerst komplex. Es erfordert ins-
besondere Fähigkeiten zum hochmobi-
len, hauptsächlich abgesessenen Einsatz 
in schwierigem, unübersichtlichem 
Gelände. Immer häufiger muss sich der 
Infanterist in urbanem Umfeld bewegen 
und unter teilweise extremen klimati-
schen Bedingungen. Er ist Bedrohungen 
ausgesetzt, die zunehmend auch von 
irregulären Truppen und asymmetrisch 
kämpfenden Kräften ausgehen. (…)

Moderne Technologien leisten einen 
entscheidenden Beitrag, um Überlebens-
fähigkeit, Führungsfähigkeit, Durchhalte-
fähigkeit, Mobilität und Wirksamkeit im 
Einsatz zu verbessern. Ziel ist der besser 
geschützte und mit robusten Wirkmitteln 
ausgestattete Soldat, der über ein klares 
Bild der Situation und über zuverlässige 
Kommunikationsmittel verfügt.“

Die „neuen Einsatzszenarien“, in denen 
der Infanterist eine zentrale Funktion 
übernimmt, scheinen also einerseits weit 

entfernt in Afrika oder Asien zu liegen. 
Es handelt sich also um Auslandseinsätze, 
die mit einer Verteidigung des Gebietes 
der Europäischen Union nichts zu tun 
haben. Andererseits wird immer wieder 
betont, dass sich der Infanterist „immer 
häufiger (…) in urbanen Umfeld bewegen 
muss“, und zum „Einsatz in schwierigem, 
unübersichtlichem Gelände“ befähigt 
werden muss. Hierbei denkt man nicht 
unbedingt nur an Bagdad oder Damaskus, 
sondern unwillkürlich auch an Aufstands-
bekämpfung in europäischen Großstäd-
ten. Hierfür bietet der bevorzugte Partner 
der Europäischen Defense Agency bezie-
hungsweise eines zentralen Partners von 
Vorprojekten des Europäischen Verteidi-
gungsfonds, Rheinmetall, nicht nur die 
Kommunikationssysteme, alle Arten von 
gepanzerten Fahrzeugen, Sensor- und 
Sichtsystemen, Waffensystemen und 
Munition, sondern auch Trainingssy-
steme. Auch in diesem Zusammenhang 
wird mehr als deutlich auf die gestiegene 
Bedeutung von Operationen in bewohn-
tem städtischem Umfeld hingewiesen. 
Und dieses Umfeld wird nicht näher loka-
lisiert, das heißt, es kann auch innerhalb 
Europas liegen bzw. auf Militäreinsätze 
innerhalb Europas zur Aufstandsbe-
kämpfung zielen. Man ahnt jetzt, was die 
EU-Kommission beim Europäischen Ver-
teidigungsfonds unter „Krisenmanage-
ment“ und „Schutz Europas“ versteht.

Rheinmetall formuliert in diesem 
Zusammenhang ziemlich unverblümt6:

„Außerdem verfügt Rheinmetall 
Defence über ein breites Portfolio an Trai-
ningsmitteln und Ausbildungssystemen: 
Das Spektrum reicht vom Übungsgelände 
bis hin zu komplexen Ausbildungssi-
mulatoren. Mit Blick auf die gestiegene 
Bedeutung von Operationen in bewohn-
tem städtischem Umfeld (Military Ope-
rations in Urban Terrain – MOUT) hat 
Rheinmetall ein mobiles Trainingssy-
stem für urbane Operationen entwickelt, 
das eine realitätsnahe Ausbildung sowie 
Möglichkeiten für komplexe Übungsaus-
wertung und -nachbesprechung erlaubt.“

Anmerkungen
1	 „Ausschreibung: Europäischer Verteidi-

gungsfond: Rheinmetall ist erfolgreich“. 
Produktion - Technik und Wirtschaft für 
die deutsche Industrie Online, 19. Februar 
2018.

2	 „STASS industrial workshop at EDA 
premises on 21 June 2016“. European 
Defence Agency EDA, Mai 2016.

3	 „EDA advances work towards open archi-
tecture for soldier systems“. European 
Defence Agency EDA, 18. September 
2017.

4	 „CapTech Ground Systems“. European 
Defence Agency EDA, 27. Juni 2017.

5	 „Infanterist der Zukunft – Soldatensy-
steme“. Rheinmetall Defence. Zugegriffen 
3. August 2019. 

6	 Ebd.

Links: Infanterist der Zukunft verschafft sich ein Lagebild, rechts beim Häuserkampf. Quelle: Bundeswehr/Rott

https://www.produktion.de/wirtschaft/europaeischer-verteidigungsfond-rheinmetall-ist-erfolgreich-130.html
https://www.produktion.de/wirtschaft/europaeischer-verteidigungsfond-rheinmetall-ist-erfolgreich-130.html
https://www.eda.europa.eu/info-hub/events/2016/06/21/default-calendar/stass-industrial-workshop-at-eda-premises-on-21-june-2016
https://www.eda.europa.eu/info-hub/events/2016/06/21/default-calendar/stass-industrial-workshop-at-eda-premises-on-21-june-2016
https://eda.europa.eu/info-hub/press-centre/latest-news/2017/09/18/eda-advances-work-towards-open-architecture-for-soldier-systems
https://eda.europa.eu/info-hub/press-centre/latest-news/2017/09/18/eda-advances-work-towards-open-architecture-for-soldier-systems
https://www.eda.europa.eu/what-we-do/activities/activities-search/captech-ground-systems
https://www.eda.europa.eu/what-we-do/activities/activities-search/captech-ground-systems
https://www.rheinmetall-defence.com/de/rheinmetall_defence/systems_and_products/future_soldier_systems/index.php
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der EVF-Vorschlag (Europäischer Verteidigungsfonds) mit 337 
Ja-Stimmen bei 178 Gegenstimmen und 109 Enthaltungen ange-
nommen. Es sind gewaltige Maßnahmen auf dem Rüstungssek-
tor, die damit ins Haus stehen, es handelt sich um eine regelrechte 
Plünderung des EU-Haushalts zugunsten des Militärs. Euractiv 
schreibt13:

„Nach Genehmigung durch den EU-Rat würde der EVF gemäß 
den Plänen in Kürze 13 Milliarden Euro aus dem nächsten lang-
fristigen Haushalt (MFR) der EU erhalten. Dieses Budget teilt 
sich auf in 4,1 Milliarden Euro für die gemeinsame Verteidi-
gungsforschung und 8,9 Milliarden Euro zur Kofinanzierung von 
militärischen ‚Entwicklungsprojekten‘.

Dazu könnte dann auch die Entwicklung neuer Waffensysteme 
zählen, darunter eine ‚Euro-Drohne‘, ein Jagdflugzeug der näch-
sten Generation oder ein deutsch-französischer Kampfpanzer.“

Im gleichen Artikel allerdings weist Euractiv deutlich auf 
„Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verteidigungsfonds“ hin:

„Im Vorfeld der Abstimmung im Plenum hatte die Linken-Frak-
tion im Parlament jedoch ein Rechtsgutachten in Auftrag gege-
ben, um zu prüfen, ob der EVF mit dem EU-Recht vereinbar ist.

Laut Andreas Fischer-Lescano von der Universität Bremen, der 
die Rechtsstudie verfasst hat, verbietet der Vertrag von Lissabon 
ausdrücklich die Finanzierung von Militär- oder Verteidigungs-
vorhaben aus dem gemeinsamen Haushalt der Europäischen 
Union.

‚Diese Bewertung gilt unabhängig davon, ob das vorrangige 
Ziel des EVF die Förderung der Verteidigungsfähigkeiten oder 
der strategischen Verteidigungsautonomie der EU ist – wie in der 
Begründung der EVF-Verordnung vorgeschlagen –, oder ob man 
von dem in der Verordnung genannten Ziel einer integrierten 
Unterstützung der Industrie und von Maßnahmen im Verteidi-
gungssektor ausgeht, oder ob eine Kombination von drei über-
geordneten Zielen (Förderung von Verteidigung, Industrie und 
Forschung) als Grundlage herangezogen wird,‘ argumentiert 
Lescano in seinem Gutachten. Diese Argumentation wurde auch 
von zwei weiteren EU-Rechtsexperten bestätigt, die EURACTIV 
in dieser Frage kontaktierte.“

Die Sache wird sich jetzt dramatisch zuspitzen. Die europä-
ischen Arbeitgeberverbände, die Militärs und die herrschenden 
politischen Kreise in der EU werden einen gnadenlosen Druck 
entfachen. „Daniel Fiott, Analyst am EU-Institut für Sicherheits-
studien (EUISS), erklärte, es herrsche die Erkenntnis vor, dass 
‚wenn die Europäer in den nächsten fünf oder zehn Jahren keine 
eigenen Programme haben, wenn sie ihre eigenen kleinen und 
mittelständischen Unternehmen und Innovatoren nicht unter-
stützen, dann wird es in fünf bis zehn Jahren keine europäische 
Rüstungs- und Verteidigungsindustrie mehr geben.“14

EU-Parlament: Ohne Vetorecht abgenickt

Der Europäische Verteidigungsfonds (EVF) wurde am 18. April 
2019 im EU-Parlament in erster Lesung durchgewunken. In einem 
langen Dokument über die Tagesordnung der Plenarsitzung vom 
15. bis 18. April 2019 in Straßburg zählt die Entschließung über 
den EVF gar nicht zu den „Schwerpunkten der Plenarsitzung“, 
sondern taucht lediglich ohne nähere Beschreibung unter dem 
Titel „weitere Tagesordnungspunkte“ auf Seite 15 der 17-seiti-
gen Übersicht auf mit dem dürren Hinweis auf: „Europäischer 
Verteidigungsfonds – Bericht: Zdzisław Krasnodebski, Abstim-
mung Mittwoch“15. So trug also der Pressedienst, Generaldirek-
tion Kommunikation Europäisches Parlament, schon im Vorfeld 
zur Verschleierung des Vorhabens bei.

Dennoch verschärfte sich zumindest im Parlament die Debatte, 
als das Abkommen zur Einrichtung des EVF unterzeichnet 
werden sollte. Euractiv fasst in einem Artikel zusammen16: „Die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments haben am Donners-
tag (18. April) ein Abkommen zur Einrichtung des Europäischen 
Verteidigungsfonds (EVF) in Höhe von mehreren Milliarden 
Euro unterzeichnet und damit die parlamentarische Aufsicht 
über das EU-Programm für militärische Subventionen aufge-
geben.“ Für die Einrichtung eines EVF gab es im April weni-
ger Ja-Stimmen als im Dezember und vor allem deutlich mehr 
Nein-Stimmen: 328 Ja, 231 Nein, 19 Enthaltungen. Was bedeutet 
die Formulierung: Die Abgeordneten des EU-Parlaments hätten 

Quelle: Europäische Kommission
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Quelle: Europäische Kommission

„damit die parlamentarische Aufsicht über das EU-Programm 
für militärische Subventionen aufgegeben“? Euractiv erläutert:

„Einige Abgeordnete waren verbittert über die Zugeständnisse, 
die das Parlament den Mitgliedstaaten gemacht hat, als sie die 
parlamentarische Kontrolle über den Fonds aufgaben.

Die vor der Abstimmung zirkulierenden und von EURACTIV 
erhaltenen Schreiben deuten darauf hin, dass die Verhandlun-
gen über die partielle politische Einigung über den Fonds zwar 
formell abgeschlossen sind, die EU-Versammlung aber darüber 
gespalten war, welche Rolle sie in Zukunft spielen wird.

Nach der Abstimmung haben die Gesetzgeber der EU kein 
Vetorecht bei Projekten, die aus dem EVF finanziert werden.

In einer hitzigen Debatte am Mittwochabend (17. April) 
bezeichneten die Berichterstatter des Dossiers die Kritiker des 
Fonds als ‚Pazifisten, die versuchen, die Zukunft unserer Bran-
che und die Sicherheit unserer Bürger zu gefährden‘.

‚Wir haben den Kampf um einen gemeinsamen und starken 
Europäischen Verteidigungsfonds für die Zukunft gewonnen, 
und das trotz der Hindernisse, die von ideologischen Gegnern 
errichtet wurden‘, sagte die französische Mitte-Rechts-Abgeord-
nete Françoise Grossetête nach der Abstimmung.“

Als Bedingungen für Militärforschung und Entwicklung von 
Waffen durch den EVF gelten: „Kollaborative Verteidigungs-
forschungsprojekte müssen drei oder mehr Mitgliedstaaten ein-
beziehen, während die EU die Forschung gemeinsam mit den 
nationalen Regierungen kofinanzieren wird. Das Programm 
umfasst auch die Entwicklung von Waffenprototypen, sofern 
sich die beteiligten Mitgliedstaaten verpflichten, das Endprodukt 
zu erwerben.“ Ansonsten kann der EVF anscheinend im Rahmen 
des EU-Haushalts ohne jede Kontrolle durch das Parlament 
agieren, um „modernste Verteidigungstechnologien und -geräte 
in Bereichen wie künstliche Intelligenz, Drohnentechnologie, 
Satellitenkommunikation und Nachrichtensysteme“ zu entwic-
keln, zu fördern und zu finanzieren, wie es die Kommissarin 
Bienkowska formulierte17.

Parlament ausgeschaltet, Rüstungskonzerne 
eingeschaltet

Das Abkommen muss nun von den Ministern genehmigt 
werden. Ab Herbst wird das neu zusammengesetzte Europäische 
Parlament über den noch offenen finanziellen Teil des Abkom-
mens verhandeln. Die Verhandlungen um den Mehrjährigen 
Finanzrahmen (MFR) genannten EU-Haushalt werden erst im 
Frühjahr 2020 in die heiße Phase gehen und sich dann noch eine 
Weile hinziehen. Es gibt jetzt also noch Spielraum, um juristisch 
gegen das EVF-Abkommen vorzugehen und eine politische 
Kampagne zu führen, die erst mal breit aufklären muss, was da 
für ein Horror geplant ist.

Es ist geplant, dem Europäischen Verteidigungsfonds im näch-
sten Mehrjährigen Finanzrahmen 13 Milliarden Euro zuzu-
schanzen. „Dieses Budget würde sich auf 4,1 Milliarden für die 
gemeinsame Verteidigungsforschung, und 8,9 Milliarden Euro, 
um die Investitionen der Mitgliedstaaten zu ergänzen, verteilen. 
Beispielsweise sollen die Kosten für die Prototypenentwicklung 
(bis zu 20 Prozent) und die Sicherstellung der Zertifizierungs- 
und Prüfanforderungen (bis zu 80 Prozent) mit EU-Mitteln 
kofinanziert werden. Dazu könnte auch die Entwicklung neuer 
Waffensysteme gehören, darunter die Euro-Drohne oder ein 
deutsch-französischer Kampfpanzer.“18

Einen endgültigen Haushaltsentwurf für den EVF gibt es aller-
dings erst mit der Entscheidung über das EU-Budget für den 
Zeitraum 2021–2027, das vom neugewählten Parlament geneh-

migt werden muss. Im Grunde erfolgt die Festlegung des Mehr-
jährigen Finanzrahmens durch eine Verordnung, die vom Rat der 
Europäischen Union auf Grundlage eines Vorschlags der Kom-
mission einstimmig verabschiedet wird, nachdem das Europä-
ische Parlament mehrheitlich zugestimmt hat. Anders als beim 
jährlichen Haushaltsplan hat das Parlament beim MFR nur ein 
Vetorecht und keine Möglichkeit, formale Änderungsvorschläge 
einzubringen. Die Festlegung, die Mittel für den EVF über den 
Mehrjährigen Finanzrahmen aufzubringen und nicht etwa über 
den jährlichen Haushaltsplan des EU-Parlaments, ist hinterhältig 
und dient dazu, das Parlament auszuschalten.

Obwohl auch der Jahreshaushaltsplan der EU zunächst von der 
Kommission formuliert und im Rat abgestimmt wird, bevor er 
ins Parlament kommt, hat das EU-Parlament in einem komple-
xen Verfahren die Möglichkeit, auf den Haushaltsplan Einfluss 
zu nehmen. Unter Umständen kann das Parlament den Jahres-
haushaltsplan trotz Ablehnung durch den Rat mit einer Dreifünf-
telmehrheit gegen den Rat durchsetzen.

Obendrein ist offensichtlich vorgesehen, dass das Parlament 
nach der Festlegung des Mehrjährigen Finanzrahmens keinerlei 
Mitsprache mehr über die konkrete Verwendung der Mittel des 
Europäischen Verteidigungsfonds hat. „Einige MEPs kritisieren 
auch, das EU-Parlament werde in Zukunft keine parlamentari-
sche Kontrolle über den Fonds haben: ‚Eine rechte Mehrheit im 
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Europäischen Parlament hat mit dem Rat eine vorläufige Eini-
gung darüber erzielt, dass der Europäische Verteidigungsfonds 
Milliarden Euro an die Rüstungsindustrie verteilen soll – ohne 
jegliche parlamentarische Mitsprache! Dabei wurden zahlreiche 
Parlamentspositionen geopfert, die zuvor im Industrieausschuss 
noch eine Mehrheit gefunden hatten,‘ zeigte sich Reinhard Büti-
kofer, Verteidigungssprecher der Grünen/EFA, nach der Sitzung 
empört.“19

Tatsächlich sah schon das ursprüngliche Dokument, das die 
Kommission im Juni 2017 zur Einrichtung des Europäischen 
Verteidigungsfonds vorlegte, keinerlei Beteiligung des Parla-
ments vor. Das betraf die Lenkung dieses Fonds bis zum Jahre 
2020, für die vorläufig Mittel aus den Jahreshaushalten entnom-
men wurden/werden, um mit der Förderung der Rüstungsindu-
strie und der Forcierung der Rüstungsforschung sofort beginnen 
zu können20.

Wie die Grafik „Europäischer Verteidigungsfonds – Lenkung 
bis 2020“ zeigt, wird eine „strategische Autonomie der EU“ 
anvisiert und darunter vage, nicht näher begründete Zielvor-
gaben subsumiert: „Krisenmanagement, Fähigkeitenaufbau, 
Schutz Europas“. Auf dieser Basis werden von den Mitgliedstaa-
ten „militärische Prioritäten“ vereinbart. Diese fließen in einen 
„Koordinierungsausschuss“ ein, der wiederum zwei Program-
mausschüsse bedient, über die die Mitgliedstaaten zum einen 
zur Verteidigungsforschung Stellung nehmen, zum anderen zur 
industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich konsultiert 
werden. Dies landet wieder bei der Kommission und geht dann 
bei der Verteidigungsforschung zu einer sogenannten Durch-
führungsstelle für Forschungsprojekte und bei der industriellen 
Entwicklung im Verteidigungsbereich unmittelbar an jeweils 
mindestens drei Industriekonsortien und Projektmanager für die 
Bereiche Luftwaffe, Heer und Marine. In diesem ganzen Prozess 
ist das EU-Parlament nicht mehr vorgesehen.

„Arbeitsprogramme“: Vorgriff der 
EU-Kommission

Ein Teil der Maßnahmen im Vorfeld des Europäischen Ver-
teidigungsfonds sind sogenannte Soldatensysteme. Das System 
Infanterist der Zukunft (IdZ-2) wird bereits seit 2013 unter der 
Bezeichnung „Gladius“ von Rheinmetall Defence Electronics 
aus Bremen an die Bundeswehr ausgeliefert. Das Kurzschwert 
Gladius war nicht nur die Standardwaffe der Infanterie der römi-

schen Armee, sondern gab auch den Gladiatoren ihren Namen. 
Im Rahmen des Europäischen Verteidigungsfonds wurde Rhein-
metall von Anfang an die Führungsrolle übertragen, einen 
europäischen „Gladiator“ zu konzipieren, sicher mit dem Bun-
deswehrprogramm „Gladius“ als Basis. Das schien uns schon 
bemerkenswert und man sollte diesen neuen, gefährlichen Typus 
des Soldaten, der hier in der EU mit vereinten Kräften und unter 
deutscher Führung kreiert wird, scharf im Auge behalten. Es 
könnte sich auch um ein System handeln, in das Söldner aller 
Art, auch verwirrte Studienabgänger vornehmlich der Bundes-
wehr-Hochschulen, Kriminelle oder auch die militanten Flügel 
der europäischen Rechten integriert werden können, um sie lüc-
kenlos zu steuern und voll kontrolliert als Gladiatoren zu ver-
wenden in kommenden Militäreinsätzen der EU (siehe Kasten).

Im März 2019, also noch vor der ersten Lesung des Europä-
ischen Verteidigungsfonds im EU-Parlament, vermeldete die 
EU-Kommission: „Europäischer Verteidigungsfonds auf Kurs: 
525 Mio. EUR für Eurodrone und andere gemeinsame For-
schungs- und Industrieprojekte​“21:

„Die Kommission hat heute Arbeitsprogramme zur Kofinanzie-
rung gemeinsamer Industrieprojekte im Verteidigungsbereich im 
Umfang von bis zu 500 Mio. EUR für den Zeitraum 2019–2020 
angenommen. Weitere 25 Mio. EUR wurden für die Unterstüt-
zung von Kooperationsprojekten im Bereich Verteidigungsfor-
schung im Jahr 2019 vorgesehen, wobei heute Aufforderungen 
zur Einreichung von Vorschlägen veröffentlicht wurden.

Die Juncker-Kommission unternimmt damit noch nie dagewe-
sene Anstrengungen zum Schutz und zur Verteidigung der euro-
päischen Bürgerinnen und Bürger. Ab 2021 wird ein vollwertiger 
Europäischer Verteidigungsfonds eine innovative und wettbe-
werbsfähige industrielle Basis der europäischen Verteidigung 
stärken und einen Beitrag zur strategischen Autonomie der EU 
leisten.

Durch zwei Vorläufer des Fonds unternimmt die Kommission 
Schritte, um im Rahmen des EU-Haushalts die Zusammenarbeit 
im Verteidigungsbereich bereits jetzt Wirklichkeit werden zu 
lassen. Die Vorbereitende Maßnahme im Bereich Verteidigungs-
forschung liefert das dritte Jahr in Folge Ergebnisse. Und durch 
die heutigen Beschlüsse leitet die Kommission über das Euro-
päische Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidi-
gungsbereich (EDIDP) die ersten EU-finanzierten gemeinsamen 
industriellen Verteidigungsprojekte ein. Der Schwerpunkt liegt 
dabei auf den Bereichen Drohnentechnologie, Satellitenkom-

Waren in ihrer Amtszeit 2014 bis 
2019 maßgeblich am Aufbau des 
EVF beteiligt: EU-Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker 
und die EU-Außenbeauftragte 
Federica Mogherini. Quelle: Oleg 
Popov (EU2018BG)
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munikation, Frühwarnsysteme, künstliche Intelligenz, Cyberab-
wehr und Meeresüberwachung.“

Der EVF ist eine vorläufige Vereinbarung – 
Widerstand regt sich

Noch vor der Genehmigung des teilweise vereinbarten Geset-
zestextes für einen Europäischen Verteidigungsfonds durch das 
EU-Parlament im April dieses Jahres wies Euractiv auf Probleme 
und schwerwiegende Bedenken hin22:

„Eine Insiderquelle betonte allerdings: ‚Das Problem ist aber, 
dass [diese Entscheidung] nicht endgültig ist und wir uns nach 
der Einigung auf den nächsten MFR (Mittelfristiger Finanz-
rahmen, PF) ohnehin erneut diesem Dossier zuwenden werden 
müssen.‘ Auch weitere nachträgliche Änderungen seien nicht 
undenkbar.

Ethische Belange wie die Erforschung autonomer Waffen 
oder mögliche Waffenexporte waren einige der umstrittensten 
Themen der letzten Diskussionsrunden.

Die Parlamentsfraktion der Grünen drängte darauf, sicherzu-
stellen, dass die Mittel aus dem EVF nicht für tödliche autonome 
Waffensysteme (LAWs) und sogenannte ‚Killerroboter‘ verwen-
det werden.“

Es müssen also innerhalb des EU-Parlaments erhebliche Wider-
sprüche und Widerstände gegen den Europäischen Verteidi-
gungsfonds vorliegen, die von Euractiv nur angedeutet werden. 
Immerhin stimmten bei der ersten Lesung im April neben den 
Grünen und der Linken auch die SPD-Abgeordneten gegen den 
Verteidigungsfonds. So berichtete das Neue Deutschland23:

„Gegen den Verteidigungsfonds stimmten im Europaparla-
ment unter anderem die SPD-Abgeordneten. Sie kritisierten eine 
unzureichende parlamentarische Kontrolle bei der Bewertung 
von Förderanträgen und die bislang fehlende Möglichkeit für die 
Europäische Union, die Exporte der durch EU-Mittel geförder-
ten Rüstungsgüter zu kontrollieren. ‚Nötig wäre, sich endlich auf 
eine europäische Regelung für Rüstungsexporte zu einigen, um 
unter Einbeziehung des Europaparlaments verbindliche restrik-
tive Grenzen zu setzen‘, erklärte der verteidigungspolitische 
Sprecher der Europa-SPD, Arne Lietz.

Harsche Kritik übte auch der sozialdemokratische Europa-
Abgeordnete Tiemo Wölken auf seiner Website. ‚Subventionen 
aus dem EU-Haushalt für die Rüstungsindustrie sind der falsche 
Weg‘, so Wölken. Problematisch sei auch, dass die EU für diese 
zusätzliche Aufgabe keine neuen Finanzmittel aus ihren Mit-
gliedstaaten erhalte. Wölken wies darauf hin, dass das Geld also 
an anderer Stelle fehlen werde. Nach der jetzigen Abstimmung 
sollen sogar für die Entwicklung von Massenvernichtungswaf-
fen Fördermittel aus dem EU-Fonds möglich sein, warnte der 
Sozialdemokrat. Politiker der Grünen hatten sich ebenfalls kri-
tisch zu dem Fonds geäußert.“

Der Schattenberichterstatter24 der Grünen kritisierte, dass die 
getroffene Vereinbarung die Ausfuhr von Waffen in autoritäre 
Regime fördere, da es derzeit keine gemeinsamen Exportkon-
trollen auf EU-Ebene gibt, die wirksam Ausfuhren einschränken 
würden.25

Einer der Streitpunkte ist auch, dass das Abkommen zwar 
formal die Entwicklung tödlicher autonomer Waffen und völker-
rechtlich verbotener Waffensysteme wie Landminen oder ato-
mare, chemische und biologische Waffen ausschließt. Aber laut 
dem Schattenberichterstatter der sozialdemokratischen Fraktion, 
Edward Martin, seien die Einschränkungen unzureichend: „‚Wir 
können nicht nur einen Verweis auf das Völkerrecht haben, denn 
das Völkerrecht ist nicht eindeutig‘, sagte Martin. ‚Wir müssen 

die Arten von Waffen auflisten, in die wir nicht wollen, dass 
Europa investiert‘, erklärte er den Abgeordneten.“26

 Die internationale Kampagne gegen autonome Waffensysteme, 
die 2012 in New York gegründet wurde, führt ihren Kampf seit 
sechs Jahren unter der Parole „Killer Roboter stoppen!“ und 
verlangt ausdrücklich auch „Keine Killerroboter für den europä-
ischen Verteidigungsfonds“27. Trotz einer Resolution des Euro-
päischen Parlaments vom 12. September 2018, in welcher eine 
überwältigende Parlamentsmehrheit den Beginn von „internatio-
nalen Verhandlungen für ein rechtsverbindliches Instrument zum 
Verbot letaler autonomer Waffensysteme“ forderte, nimmt die 
EVF-Vereinbarung einzelne Typen autonomer Waffensysteme 
von einem Verbot aus. Außerdem ist die Produktion bestimmter 
Nuklearwaffen und anderer unterschiedslos wirkender Waffen, 
zum Beispiel Brandwaffen, im Gegensatz zur Entwicklung leta-
ler autonomer Waffensysteme weiterhin erlaubt.

ENAAT, das European Network Against Arms Trade, ein 
Netzwerk aus 17 europäischen Friedensorganisationen aus 13 
Staaten, wandte sich vor der ersten Lesung des EVF in einem 
offenen Brief an die Mitglieder des Europäischen Parlaments: 
„Die vorläufige Vereinbarung des EU-Verteidigungsfonds ist 
gefährlich. Präzedenzfall gegen das demokratische Funktionie-
ren der EU“28.

Darin wird gewarnt,
– dass der Gesetzestext des vorläufigen EVF „ein gefährlicher 

Präzedenzfall für das demokratische Funktionieren der EU“ sei 
und sich „insbesondere gegen die Aufsichtsfunktion des Parla-
ments“ richte.

– Ferner wird die ethische Überprüfung als „nicht transparent 
und glaubwürdig bezeichnet, weil sie nur vor der Unterzeich-
nung der Vereinbarung durchgeführt werden soll und das auch 
nur dort, wo Sachverständige, die womöglich aus der Rüstungs-
branche kommen, es für nötig halten. Die Möglichkeit von ethi-
schen Überprüfungen während der Durchführung eines Projekts 
wurde aus dem Gesetzentwurf entfernt.

– Ferner werde das globale Wettrüsten verschärft und die Ver-
breitung von Kleinwaffen und leichten Waffen erleichtert. Die 
EU werde bei der Ausfuhr von EU-finanzierten Militärgütern 
aus den Mitgliedstaaten mit unterschiedlicher Exportpraxis kein 
Mitspracherecht haben.

– Es werde weiter zur Entwicklung kontroverser Waffen bei-
getragen: „Während der Ausschluss von tödlichen autonomen 
Waffen ohne die Möglichkeit der menschlichen Kontrolle über 
kritische Funktionen zu begrüßen ist, sind F & E (Forschung 
und Entwicklung) für andere Arten unbemannter oder autono-
mer Systeme erlaubt, einschließlich bewaffneter Drohnen und 
voll autonomer Systeme für ‚ausschließliche Verteidigungs-

Die Eurodrohne (MALE RPAS) ist das bislang größte Rüstungs-
projekt, das aus einem EVF-Vorläufer mit bisher 100 Mio. Euro 

finanziert wird . Quelle: DeffiSK / CC BY-SA 4.0
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bekämpfen.“29

Schlussbemerkung

Die Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) spricht sich in 
einer neuen Studie für eine Stärkung der neu zu besetzenden EU-
Kommission als sicherheits- und verteidigungspolitische Akteu-
rin aus. Eine weitere Europäisierung der Militärpolitik werde 
mittel- bis langfristig dazu führen, dass Kompetenzen von den 
Einzelstaaten der EU übertragen werden30: „Wenn die admini-
strative Leitung und Kontrolle des neuen EVF übertragen wird 
und die Zuständigkeiten der Kommission auf eine rein ökonomi-
sche und wettbewerbsrechtliche Regulierung eines europäischen 
Rüstungsbinnenmarktes begrenzt werden, wird in der Folge die 
Kommission auch politisch und strategisch gestärkt. Je autonomer 
sie über die Gewährung von Fördergeldern und Projektmitteln 
für Rüstungsprojekte verfügen darf, desto schneller wird dieser 
Prozess verlaufen.“ Umgekehrt werde die gewünschte Zentrali-
sierung der Militärpolitik in der Kommission beziehungsweise 
in einer der Kommission unterstehenden Behörde/Organisation 
umso langsamer verlaufen, „je mehr und je umfassendere Kon-
troll- und Einflussmöglichkeiten sich die Mitgliedstaaten sichern 
können“. Noch hinderlicher für diesen angestrebten Prozess 
einer rasanten Militarisierung der EU wären natürlich Mitspra-
cherechte des Europäischen Parlaments.

Die Stiftung Wissenschaft und Politik spielt über die schwe-
ren Bedenken und Widerstände hinweg, die sich schon im Laufe 
dieses Jahres noch massiv verstärken könnten. Für die SWP steht 
„außer Frage“, „dass sich die EU und die Kommission verteidi-
gungs- und rüstungspolitische Ziele setzen, dass sie strategische 
Interessen verfolgen und den hierfür erforderlichen administrati-
ven Unterbau schaffen werden“. Die Friedensbewegung und die 
linken Flügel verschiedener Parteien müssen alles tun, um diesen 
Prozess, der angeblich „außer Frage“ steht, ernsthaft infrage zu 
stellen.
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Spendenaufruf
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krutierungsmaßnahmen, Rüstungshaushalten und vielen weiteren 
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Material grundsätzlich online kostenlos zur Verfügung stellen und in 
Printform zum Selbstkostenpreis abgeben zu können, sind wir auf 
Spenden und Mitgliedschaften angewiesen, die steuerlich absetzbar 
sind.
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